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4.  Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2019

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Votum AG, Wirtschaftsprüfungs-/ 
Steuerberatungsgesellschaft, Guiollettstraße 54, 60325 Frankfurt am 
Main, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2019 zu wählen.

5.  Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Geneh-
migten Kapitals 2017, die Schaffung eines neuen Genehmigten 
Kapitals 2019 mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs-
rechts sowie über die entsprechende Satzungsänderung

 Die Gesellschaft hat im November und Dezember 2018 die im Rah-
men der ordentlichen Hauptversammlung am 19. Juni 2018 be-
schlossene Barkapitalerhöhung durchgeführt. Mit Eintragung der 
Kapitalerhöhung in das Handelsregister hat sich das Grundkapital 
der Gesellschaft von bisher 9.360.000 Euro um 6.585.880 Euro auf 
15.945.880 Euro erhöht.

 Um der Gesellschaft auch zukünftig den vollen Handlungsspielraum 
und die größtmögliche Flexibilität hinsichtlich der Stärkung ihres  
Eigenkapitals einzuräumen, soll das Genehmigte Kapital 2017 durch 
ein neu zu schaffendes Genehmigtes Kapital 2019 ersetzt werden, 
das unter anderem auch dem zwischenzeitlich erhöhten Grundkapital 
der Gesellschaft Rechnung tragen soll.

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

 a)   Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2017

  Die von der außerordentlichen Hauptversammlung der Gesell- 
schaft am 7. Februar 2017 erteilte und bis zum 6. Februar 2022 
befristete Ermächtigung des Vorstands gemäß § 4 Abs. 4 der 
Satzung (Genehmigtes Kapital 2017) wird zum Zeitpunkt der 
Eintragung des unter nachfolgend lit. b) und c) vorgeschlagenen 
Genehmigten Kapitals 2019 im Handelsregister der Gesellschaft 
in noch nicht ausgenutzten Umfang vollständig aufgehoben.

 b)  Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 12. Juni 2024 ein-
malig oder mehrmals in Teilbeträgen um bis zu insgesamt 
EUR 7.972.940,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen (ein-
schließlich gemischter Sacheinlagen) durch Ausgabe von bis zu 
7.972.940 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien (Stamm- 
aktien) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2019). Die neuen  
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss 
der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
gefasst worden ist, am Gewinn teil. Den Aktionären ist grundsätz- 
lich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können auch von 
einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mit-
telbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der 
Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

  -  für Spitzenbeträge;

Coreo AG
Grüneburgweg 18, 60322 Frankfurt am Main

– WKN A0B9VV –
– ISIN DE000A0B9VV6 –

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

Sehr geehrte Aktionäre,

wir laden Sie ein zu unserer ordentlichen Hauptversammlung am

Donnerstag, den 13. Juni 2019, 10:00 Uhr (Einlass: 09:30 Uhr),
im Vortragssaal der Deutschen Nationalbibliothek,

Adickesallee 1,
60322 Frankfurt am Main.

TAGESORDNUNG

1.  Vorlage des festgestellten und geprüften Jahresabschlusses der 
Coreo AG zum 31. Dezember 2018 sowie des Berichts des Auf-
sichtsrats

 Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
am 11. April 2019 gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit festgestellt. 
Entsprechend den §§ 172, 173 AktG ist zu diesem Tagesordnungs-
punkt keine Beschlussfassung vorgesehen. Die unter diesem Tages-
ordnungspunkt genannten Unterlagen sind der Hauptversammlung 
vorzulegen.

 Die genannten Unterlagen sind für denselben Zeitraum auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter http://www.coreo.de unter der Rubrik 
„Investoren“ und weiter „Hauptversammlung“ zugänglich und wer-
den zudem während der Hauptversammlung ausliegen.

2.  Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das  
Geschäftsjahr 2018

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2018 
amtierenden Mitgliedern des Vorstands Entlastung für das Ge-
schäftsjahr 2018 zu erteilen.

3.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2018

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2018 
amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung für das Ge-
schäftsjahr 2018 zu erteilen.
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von dieser Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss 
des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen in 
unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen;

   - bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung 
von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen (ein-
schließlich der Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder 
von Forderungen gegen die Gesellschaft.

Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapi- 
talerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2019 und ihrer 
Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach 
vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2019 entsprech-
end dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten 
Kapital 2019 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzu-
passen.“

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 5 der Tagesordnung 
über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

Der Vorstand erstattet gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  
über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre  
diesen Bericht, der ab der Einberufung der ordentlichen Hauptver-
sammlung in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Grüneburgweg 18, 
60322 Frankfurt am Main, zur Einsichtnahme durch die Aktionäre ausliegt 
und auch im Internet unter 

http://www.coreo.de unter der Rubrik „Investoren“ 
und weiter „Hauptversammlung“

zugänglich ist. Er wird jedem Aktionär auf Verlangen unentgeltlich und un-
verzüglich in Kopie zugesandt und auch während der Hauptversammlung 
zur Einsichtnahme ausliegen.

Unter Punkt 5 der Tagesordnung schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, 
ein neues Genehmigtes Kapital 2019 zu schaffen. 

Die Satzung sieht in § 4 Abs. 4 ein Genehmigtes Kapital 2017 vor, das 
den Vorstand ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats bis zum 6. Februar 2022 einmalig oder mehrmals 
in Teilbeträgen um bis zu insgesamt EUR 4.680.000,00 gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen (einschließlich gemischter Sacheinlagen) durch Aus-
gabe von bis zu 4.680.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
(Stammaktien) zu erhöhen. Der Vorstand hat von dieser Ermächtigung 
bislang keinen Gebrauch gemacht. 

Die Gesellschaft hat im November und Dezember 2018 die im Rahmen 
der ordentlichen Hauptversammlung am 19. Juni 2018 beschlossene 
Barkapitalerhöhung durchgeführt. Mit Eintragung der Kapitalerhöhung 
in das Handelsregister hat sich das Grundkapital der Gesellschaft von 
bisher 9.360.000 Euro um 6.585.880 Euro auf 15.945.880 Euro erhöht.

  -  wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wes-
entlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundka-
pitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender An-
wendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen;

  - bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung 
von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unter- 
nehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich 
der Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder von Forderun-
gen gegen die Gesellschaft. 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der  
Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2019 und ihrer 
Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach 
vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2019 entsprechend 
dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 
2019 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

 c)  § 4 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

  „(4) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 12. Juni 2024 
einmalig oder mehrmals in Teilbeträgen um bis zu insgesamt 
EUR 7.972.940,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen (ein-
schließlich gemischter Sacheinlagen) durch Ausgabe von bis 
zu 7.972.940 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
(Stammaktien) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2019). Die 
neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, 
für das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch 
kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung 
des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Den  
Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die 
Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vor-
stand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen 
auszuschließen:

   -  für Spitzenbeträge;

   -  wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und 
der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
nicht wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % 
des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. Beim Gebrauchmachen 
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werden, kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen und 
dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen 
Ausgabebetrag und dadurch eine größtmögliche Stärkung der Eigen-
mittel herbeizuführen. Eine derartige Kapitalerhöhung führt wegen 
der schnelleren Handlungsmöglichkeit erfahrungsgemäß zu einem 
höheren Mittelzufluss als eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit Be-
zugsrecht der Aktionäre, da bei der Festlegung des Ausgabebetrages 
kein Kursänderungsrisiko für den Zeitraum der Bezugsfrist berück-
sichtigt werden muss. Eine solche Maßnahme liegt somit im wohlver-
standenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. Dadurch, 
dass der Ausgabebetrag der Aktie den Börsenkurs jeweils nicht wes-
entlich unterschreiten darf, wird dem Interesse der Aktionäre an einem 
wertmäßigen Verwässerungsschutz Rechnung getragen. Es kann 
zwar zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des 
relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre kommen, 
jedoch können Aktionäre, die dies vermeiden möchten, die hierfür 
erforderliche Aktienzahl über die Börse erwerben. Diese Möglichkeit 
zum Bezugsrechtsausschluss ist zudem auf einen Anteil von höch-
stens 10 % des Grundkapitals beschränkt. Dabei ist der Ausschluss 
des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer 
oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu 
berücksichtigen, d. h., auf diese Höchstgrenze sind Aktien anzurech-
nen, die zur Bedienung von Options- oder Wandelschuldverschrei-
bungen ausgegeben werden oder auszugeben sind, die in entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegeben wurden sowie Aktien, die aufgrund 
einer Ermächtigung der Hauptversammlung zum Erwerb und zur 
Veräußerung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG  
i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wieder veräußert werden und Aktien, 
die aus einem anderen genehmigten Kapital unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden.

•  bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien 
zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung beste-
hender Beteiligungen) oder von Forderungen gegen die Gesellschaft.

 Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll zum einen  
dem Zweck dienen, den Erwerb von Unternehmen, Unternehmenstei-
len oder Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung 
bestehender Beteiligungen) gegen Gewährung von Aktien der Ge-
sellschaft zu ermöglichen. Die Gesellschaft muss sich im weltweiten 
Wettbewerb gegenüber Konkurrenzunternehmen behaupten. An den 
nationalen und internationalen Märkten muss sie daher mit der er-
forderlichen Flexibilität und Spontanität agieren können. Erfahrungs-
gemäß verlangen die Inhaber attraktiver Akquisitionsobjekte als Ge-
genleistung für eine Veräußerung nicht selten die Übertragung von 
stimmberechtigten Aktien der erwerbenden Gesellschaft. Um ein un-
ter solchen Bedingungen auf dem Markt befindliches Akquisitionsob-
jekt erwerben zu können, muss dem Vorstand die Möglichkeit eröffnet 
werden, Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung zu gewähren. Es 
kommt bei dem Bezugsrechtsausschluss zwar zu einer entsprechen-
den Verwässerung der Beteiligungs- und Stimmrechtsquoten der 
vorhandenen Aktionäre. Bei Einräumung des Bezugsrechts wäre aber 
der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligun-
gen an Unternehmen voraussichtlich nicht möglich und die damit 
für die Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile nicht er-
reichbar. Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit 

Um der Gesellschaft auch zukünftig den größtmöglichen Spielraum  
einzuräumen, die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den ge-
schäftlichen und rechtlichen Erfordernissen anzupassen, soll ein neues 
genehmigtes Kapital geschaffen werden, das unter anderem auch dem  
zwischenzeitlich erhöhten Grundkapital der Gesellschaft Rechnung tra-
gen soll. Die Ermächtigung soll in ihrem Umfang dem derzeit bestehen-
den Grundkapital der Gesellschaft von EUR 15.945.880,00 Rechnung 
tragen und insgesamt 50 % des derzeitigen Grundkapitals erreichen. Das 
vorgeschlagene neue Genehmigte Kapital 2019 ermächtigt den Vorstand 
daher, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesell-
schaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 7.972.940,00 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen (einschließlich gemischter Sacheinla-
gen) durch Ausgabe von bis zu 7.972.940 neuen, auf den Inhaber lauten-
den Stückaktien (Stammaktien) zu erhöhen. 

Den Aktionären ist, soweit der Vorstand nicht mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats ermächtigt ist, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen, ein Bezugsrecht einzuräumen.

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus dem 
Genehmigten Kapital 2019 soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, 
kurzfristig auf auftretende Finanzierungserfordernisse reagieren zu kön-
nen. Der Vorstand soll daher ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden 
Fällen auszuschließen:

•  für Spitzenbeträge

 Der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre für Spitzenbeträge 
beim Genehmigten Kapital 2019 ist erforderlich, um bei der jeweili-
gen Kapitalerhöhung ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis 
darstellen zu können. Dies erleichtert die Abwicklung von Bezugs-
rechten und erspart zusätzlichen Aufwand. Die als freie Spitzen 
vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässe-
rungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 
Vorstand und Aufsichtsrat halten den Ausschluss des Bezugsrechts 
aus diesen Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären für angemessen.

•  wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der Aus-
gabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unter-
schreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 
Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung. Beim Gebrauchmachen dieser 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen.

 Das Bezugsrecht soll demnach bei Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2019 auch ausgeschlossen werden können, wenn die  
Volumenangaben und die übrigen Anforderungen für einen Bezugs-
rechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. Ein  
etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsenpreis soll maximal bei 5 % 
des Börsenpreises liegen. Aufgrund dieser Möglichkeit des Be-
zugsrechtsausschlusses soll die Verwaltung in die Lage versetzt 
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von bisher 9.360.000 Euro um 6.585.880 Euro auf 15.945.880 Euro 
erhöht.

 Um der Gesellschaft auch zukünftig die größtmögliche Flexibilität 
hinsichtlich der Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen einzuräumen, soll die bestehende Ermächtigung 
aufgehoben und eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen beschlossen werden, die 
unter anderem auch dem zwischenzeitlich erhöhten Grundkapital der 
Gesellschaft Rechnung tragen soll. 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

 a)  Aufhebung der bestehenden Ermächtigung vom 19. Juni 2018  
zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldver- 
schreibungen und Aufhebung des Bedingten Kapitals 2018 in  
§ 4 Abs. 8 der Satzung

  Die durch die ordentlichen Hauptversammlung vom 19. Juni 2018 
erteilte Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen sowie das dazuge-
hörige in § 4 Abs. 8 der Satzung geregelte Bedingte Kapital 2018 
wird mit Wirkung zum Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend 
unter nachfolgend lit. c) und d) vorgeschlagenen neuen Be- 
dingten Kapitals 2019 im Handelsregister aufgehoben. 

 b)  Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugs-
rechts

  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 12. Juni 2024 einmalig oder mehrmals auf den In-
haber und/oder den Namen lautende Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 50.000.000,00 mit einer Laufzeit von längstens 20 Jahren 
auszugeben und den Inhabern von Optionsanleihen Options- 
rechte bzw. den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen 
Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 6.724.940 auf den Inhaber 
lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Be-
trag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 6.724.940,00 
nach näherer Maßgabe der Options- bzw. Wandelanleihebedin-
gungen zu gewähren. Für die Schuldverschreibungen sowie die 
damit verbundenen Wandlungs- und Optionsrechte können un-
terschiedliche Laufzeiten vereinbart werden.

  Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die  
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen zu. Das geset-
zliche Bezugsrecht wird den Aktionären in der Weise eingeräumt, 
dass die Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen von 
einem Kreditinstitut oder einem Konsortium von Kreditinstituten 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge, die sich auf- 
grund des Bezugsverhältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht 
der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit 
auszuschließen, wie es erforderlich ist, damit Inhabern von be- 
reits zuvor ausgegebenen Options- oder Wandlungsrechten bzw. 
-pflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden 

Gebrauch gemacht werden soll, bestehen derzeit nicht. Wenn sich 
die Möglichkeit zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen konkretisieren sollte, wird der 
Vorstand sorgfältig prüfen, ob eine Inanspruchnahme des Geneh-
migten Kapitals 2017 zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen von Unternehmen erforder-
lich und geboten ist. Der Vorstand wird dies nur dann tun, wenn der 
Unternehmens- bzw. Beteiligungserwerb gegen Gewährung von Ak-
tien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft 
liegt. Nur, wenn diese Voraussetzung gegeben ist, wird auch der 
Aufsichtsrat seine erforderliche Zustimmung erteilen. Basis für die 
Bewertung der Aktien der Gesellschaft einerseits und der zu erwer-
benden Unternehmen, Unternehmensteile oder Unternehmensbe-
teiligungen andererseits wird das neutrale Unternehmensgutachten 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und/oder einer renommierten 
internationalen Investmentbank sein. Der Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre zur Gewährung von Aktien zum Zweck des Er-
werbs von Forderungen gegen die Gesellschaft soll der Gesellschaft 
die Möglichkeit geben, im Einzelfall Forderungen gegen die Gesell-
schaft durch die Ausgabe von Aktien der Gesellschaft zurückführen 
zu können. Dies hat den Vorteil, dass eine Belastung der Liquidität 
vermieden wird. Rechtlich stellt der Erwerb einer Forderung gegen 
die Gesellschaft eine Sacheinlage dar, d. h. eine Forderung wird als 
Einlage in die Gesellschaft eingebracht, wo sie durch Konfusion oder 
Erlass erlischt. Der Wert der eingebrachten Forderung ist dabei von 
einem Wirtschaftsprüfer zu bestätigen. Dadurch wird sichergestellt, 
dass Forderungen zu ihrem aktuellen Wert eingebracht werden.  
Bilanziell handelt es sich hierbei um die Umwandlung von Fremd- in 
Eigenkapital und dient damit der Verbesserung der Eigenkapitalbasis 
und der Finanzstruktur insgesamt. 

Bei Abwägung sämtlicher Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat 
den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den auf-
gezeigten Gründen auch unter Berücksichtigung des zu Lasten der Aktio- 
näre eintretenden entsprechenden Verwässerungseffekts für sachlich 
gerechtfertigt und für angemessen. Der Vorstand wird in jedem Einzel-
fall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2019 und zum Ausschluss des Bezugsrechts Ge-
brauch machen wird. Er wird dies nur dann tun, wenn der Ausschluss 
des Bezugsrechts im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre liegt und verhältnismäßig ist. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des ge-
nehmigten Kapitals berichten.

6.  Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Er-
mächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuld- 
verschreibungen und die Aufhebung des Bedingten Kapitals 
2018, über eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen mit der Möglichkeit 
zum Ausschluss des Bezugsrechts, die Schaffung eines neuen 
Bedingten Kapitals 2019 sowie die entsprechende Änderung der 
Satzung

 
 Die Gesellschaft hat die im Rahmen der Hauptversammlung am 

19. Juni 2018 beschlossene Barkapitalerhöhung im November und 
Dezember 2018 durchgeführt. Mit Eintragung der Kapitalerhöhung 
in das Handelsregister hat sich das Grundkapital der Gesellschaft 
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Ausgleich für nicht wandlungsfähige Spitzen festgesetzt werden. 
Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die bei Wand-
lung je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, 
darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 
übersteigen.

Die Options- bzw. Wandelanleihebedingungen können auch eine 
Options- oder Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu 
einem anderen Zeitpunkt („Endfälligkeit“) vorsehen. 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für 
eine Aktie muss

  -  mindestens 80% des durchschnittlichen Schlusskurses der 
Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel der Frankfurter 
Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolge- 
system an den letzten zehn Börsentagen vor dem Tag der 
Beschlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe der 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen betragen 

  oder

  -  für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts mindestens 
80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der 
Gesellschaft im Xetra-Handel der Frankfurter Wertpapier-
börse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem in 
dem Zeitraum vom Beginn der Bezugsfrist bis einschließlich 
des Tages vor der Bekanntmachung der endgültigen Festle-
gung der Konditionen gemäß § 186 Abs. 2 AktG betragen.

Abweichend hiervon kann der Wandlungs- bzw. Optionspreis 
in den Fällen einer Wandlungs- oder Optionspflicht dem durch-
schnittlichen Schlusskurs der Aktien der Gesellschaft im Xetra- 
Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprech-
enden Nachfolgesystem während der zehn Börsentage vor oder 
nach dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn dieser 
Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten Mindestwand-
lungs- oder Optionspreises (80 %) liegt. § 9 Abs. 1 AktG bleibt 
unberührt.

Der Options- bzw. Wandlungspreis kann unbeschadet des § 9 
Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach 
näherer Bestimmung der Wandelanleihe- bzw. Optionsbedin-
gungen dann ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft während 
der Options- bzw. Wandlungsfrist unter Einräumung eines Be-
zugsrechts an ihre Aktionäre oder durch eine Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht oder weitere  
Options- oder Wandelschuldverschreibungen begibt bzw. Op-
tions- oder Wandlungsrechte oder -pflichten gewährt oder garan-
tiert und den Inhabern schon bestehender Options- oder Wand-
lungsrechte oder -pflichten hierfür kein Bezugsrecht eingeräumt 
wird, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungs-
rechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht 
zustehen würde. Die Ermäßigung des Options- bzw. Wandlung-
spreises kann auch durch eine Barzahlung bei Ausübung des 
Options- bzw. Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung einer 
Options- oder Wandlungspflicht bewirkt werden. Die Bedingun-
gen der Optionsrechte bzw. -pflichten bzw. der Wandelanleihe 

kann, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wand-
lungsrechte bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wandlungs- 
pflichten als Aktionär zustehen würde. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf gegen Barzah-
lung ausgegebene Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen vollständig auszuschließen, sofern der Vorstand nach 
pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der 
Ausgabepreis der Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen ihren nach anerkannten, insbesondere finanzmathema-
tischen Methoden ermittelten hypothetischen Marktwert nicht 
wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts gilt jedoch nur für Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen mit einem Options- bzw. Wandlungsrecht 
oder einer Options- bzw. Wandlungspflicht auf Aktien mit einem 
anteiligen Betrag des Grundkapitals, der insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist 
– im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. 
Auf die vorgenannte 10%-Grenze werden Aktien angerechnet, 
die aufgrund einer Ermächtigung der Hauptversammlung zum Er-
werb und zur Veräußerung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 
Satz 5 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Be-
zugsrechts veräußert werden. Ferner sind auf diese Begrenzung 
auch diejenigen Aktien anzurechnen, die aus einem genehmigten 
Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur 
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe der 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ausgegeben 
werden.

Im Falle der Ausgabe von Optionsanleihen werden jeder Teil-
schuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beige-
fügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand 
festzulegenden Optionsbedingungen zum Bezug von auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft berechtigen. Die 
Optionsbedingungen können auch vorsehen, dass der Options- 
preis durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen und 
gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Der 
anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldver-
schreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag 
der Teilschuldverschreibungen nicht übersteigen. Soweit sich 
Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, dass 
diese Bruchteile, nach Maßgabe der Options- bzw. Anleihebe- 
dingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer 
Aktien aufaddiert werden können. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten 
die Inhaber das unentziehbare Recht, ihre Schuldverschreibun-
gen gemäß den vom Vorstand festgelegten Wandelanleihebedin-
gungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft 
zu wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division 
des Nennbetrags oder des unter dem Nennbetrag liegenden Aus-
gabebetrages einer Teilschuldverschreibung durch den festge-
setzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft und kann 
auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine 
in bar zu leistende Zuzahlung und die Zusammenlegung oder ein 
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Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entspre-
chend der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen 
sowie alle sonstigen damit im Zusammenhang stehenden An-
passungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung be-
treffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der 
Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder Wandelschuldver-
schreibungen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie 
im Falle der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2019 nach 
Ablauf der Fristen für die Ausübung von Options- oder Wand-
lungsrechten bzw. für die Erfüllung von Wandlungs- bzw. Options- 
pflichten.

 d)  Satzungsänderung

  § 4 Abs. 8 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

  „(8)  Das Grundkapital ist um bis zu EUR 6.724.940,00 durch Aus-
gabe von bis zu 6.724.940 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2019). Die be-
dingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 
die Inhaber von Options- oder Wandlungsrechten bzw. die 
zur Wandlung/Optionsausübung Verpflichteten aus Options- 
oder Wandelschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft 
aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch Hauptver-
sammlungsbeschluss vom 13. Juni 2019 bis zum 12. Juni 2024 
ausgegeben werden, von ihren Options- bzw. Wandlungs-
rechten Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung/
Optionsausübung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur 
Wandlung/Optionsausübung erfüllen. Die neuen Aktien neh-
men von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie aufgrund 
der Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. bei 
Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten entstehen, 
am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung 
der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

 
    Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung 

entsprechend der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien 
anzupassen sowie alle sonstigen damit im Zusammenhang 
stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur  
die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nicht- 
ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 
oder Wandelschuldverschreibungen nach Ablauf des Er-
mächtigungszeitraumes sowie im Falle der Nichtausnutzung 
des Bedingten Kapitals 2019 nach Ablauf der Fristen für die 
Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. für die 
Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten.“

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Tagesordnung 
über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

Der Vorstand erstattet gemäß §§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  
über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts und zum vorge- 
sehenen Ausgabebetrag diesen Bericht, der ab der Einberufung der 
Hauptversammlung in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Grüne-
burgweg 18, 60322 Frankfurt am Main, zur Einsichtnahme durch die  
Aktionäre ausliegt und auch im Internet unter

können darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung 
oder anderer außerordentlicher Maßnahmen bzw. Ereignisse (wie 
z. B. ungewöhnlich hohe Dividenden, Kontrollerlangung durch 
Dritte) eine Anpassung der Options- bzw. Wandlungsrechte bzw.  
Options- oder Wandlungspflichten vorsehen.

Anstelle der wertwahrenden Anpassung des Wandlungs- oder 
Optionspreises kann nach näherer Bestimmung in den Bedin- 
gungen der Options- oder Wandelschuldverschreibungen in  
allen vorgenannten Fällen auch die Zahlung eines entsprechen-
den Betrages in Geld durch die Gesellschaft bei Ausübung der 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. bei Erfüllung entsprech-
ender Wandlungs- oder Optionspflichten vorgesehen werden. Die 
Anleihebedingungen können auch vorsehen, dass die Options- 
bzw. Wandelanleihe nach Wahl der Gesellschaft statt in neue 
Aktien aus bedingtem Kapital in bereits existierende Aktien der 
Gesellschaft oder einer börsennotierten anderen Gesellschaft ge-
wandelt werden können bzw. das Optionsrecht durch Lieferung 
solcher Aktien erfüllt werden kann.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, insbesonde-
re Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Verwässe-
rungsschutzbestimmungen, Options- bzw. Wandlungszeitraum 
sowie im vorgenannten Rahmen den Wandlungs- und Options- 
preis zu bestimmen.

 c)  Bedingtes Kapital 2019

  Das Grundkapital wird um bis zu EUR 6.724.940,00 durch Aus-
gabe von bis zu 6.724.940 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2019). Die bedingte 
Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Optionsrechten bzw. 
Optionspflichten nach Maßgabe der Optionsbedingungen an 
die Inhaber von Optionsscheinen aus Optionsanleihen bzw. von 
Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten nach Maßgabe der 
Wandelanleihebedingungen an die Inhaber von Wandelschuld-
verschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 
der Hauptversammlung vom 13. Juni 2019 bis zum 12. Juni 2024 
von der Gesellschaft ausgegeben werden. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend be-
zeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden 
Options- bzw. Wandlungspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung ist 
nur im Falle der Begebung der Options- bzw. Wandelschuldver-
schreibungen und nur insoweit durchzuführen, wie die Inhaber 
der Optionsscheine bzw. der Wandelschuldverschreibungen von 
ihren Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen bzw. 
zur Wandlung bzw. Optionsausübung verpflichtete Inhaber von 
Anleihen ihre Verpflichtung zur Wandlung/Optionsausübung 
erfüllen und das bedingte Kapital nach Maßgabe der Options- 
bzw. Wandelanleihebedingungen benötigt wird. Die aufgrund der 
Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder der Erfül-
lung der Wandlungs- bzw. Optionspflicht ausgegebenen neuen 
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der 
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Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht in den folgenden Fällen, die sämtlich im In-
teresse der Gesellschaft liegen, auszuschließen:

•  Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die 
Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung durch runde Beträge und 
erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Dieser 
Bezugsrechtsausschluss ist sinnvoll und in der Praxis üblich, weil die 
Kosten eines Bezugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen regelmäßig 
nicht in einem angemessenen Verhältnis zu den damit verbundenen 
Vorteilen für die Aktionäre stehen. Der Verwässerungseffekt hält sich 
aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge in hinnehmbaren 
Grenzen. Die insoweit vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Schuld- 
verschreibungen werden entweder durch Verkauf über die Börse 
oder in sonstiger Weise bestmöglich verwertet. 

 
•  Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten von Inhabern von be-

reits ausgegebenen Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten 
hat den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die be-
reits ausgegebenen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten 
nicht ermäßigt zu werden braucht. Zur Erleichterung der Platzierung 
ist neben der Möglichkeit zur Ermäßigung des Wandlungs- oder 
Optionspreises meist vorgesehen, dass den Inhabern oder Gläu-
bigern der Schuldverschreibungen bzw. Optionsscheine auch bei 
einer nachfolgenden Ausgabe weiterer Schuldverschreibungen ein 
Bezugsrecht auf neue Schuldverschreibungen eingeräumt werden 
kann, wie es den Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, 
als seien sie bereits Aktionäre. Dies gewährleistet im Ergebnis einen 
höheren Ausgabepreis der Aktien, die bei Durchführung der Wand-
lung oder Ausübung der Option ausgegeben werden. 

•  Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die Aus-
gabe der Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen gegen 
Barzahlung zu einem Kurs erfolgt, der den Marktwert dieser Anleihen 
nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch erhält die Gesellschaft die 
Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell 
zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen 
bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz, Options- 
bzw. Wandlungspreis und Ausgabepreis der Options- bzw. Wandel- 
schuldverschreibungen zu erreichen. Eine marktnahe Konditionen-
festsetzung und reibungslose Platzierung wäre bei Wahrung des 
Bezugsrechts nicht möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine 
Veröffentlichung des Bezugspreises bis zum drittletzten Tag der Be-
zugsfrist. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an den 
Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere 
Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der An-
leihekonditionen und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch 
ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit über 
seine Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet 
bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann 
bei Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der 
Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige 
Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen Aktienkursen 
während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft 
ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen.

http://www.coreo.de unter der Rubrik „Investoren“ 
und weiter „Hauptversammlung“

zugänglich ist. Er wird jedem Aktionär auf Verlangen unentgeltlich und 
unverzüglich in Kopie zugesandt und auch während der Hauptversamm-
lung zur Einsichtnahme ausliegen. 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft hat den Vorstand 
am 19. Juni 2018 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
18. Juni 2023 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder den 
Namen lautende Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen im 
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 mit einer Laufzeit 
von längstens 20 Jahren auszugeben und den Inhabern von Optionsan-
leihen Optionsrechte bzw. den Inhabern von Wandelschuldverschreibun-
gen Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 3.432.000 auf den Inhaber 
lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 3.432.000,00 nach näherer 
Maßgabe der Options- bzw. Wandelanleihebedingungen zu gewähren 
und in diesem Zusammenhang ein Bedingtes Kapital 2018 in Höhe von 
bis zu EUR 3.432.000,00 durch Ausgabe von bis zu 3.432.000 neuen, auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien beschlossen. Der Vorstand hat von 
dieser Ermächtigung bislang keinen Gebrauch gemacht. 

Die Gesellschaft hat im November und Dezember 2018 die im Rahmen 
der ordentlichen Hauptversammlung am 19. Juni 2018 beschlossene 
Barkapitalerhöhung durchgeführt. Mit Eintragung der Kapitalerhöhung 
in das Handelsregister hat sich das Grundkapital der Gesellschaft von 
bisher 9.360.000 Euro um 6.585.880 Euro auf 15.945.880 Euro erhöht.

Um der Gesellschaft auch zukünftig die größtmögliche Flexibilität hin- 
sichtlich der Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen einzuräumen und um dem zwischenzeitlich erhöhten Grund- 
kapital der Gesellschaft Rechnung zu tragen, soll die bestehende Ermäch-
tigung aufgehoben und durch eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ersetzt werden. Dazu 
soll das Bedingte Kapital 2018 aufgehoben und ein neues Bedingtes  
Kapital 2019 geschaffen werden. 

Die nun vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/
oder Wandelschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 50.000.000,00 sowie zur Schaffung des dazugehörigen Bedingten 
Kapitals 2019 mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insge-
samt bis zu EUR 6.724.940,00 soll die Finanzierungsmöglichkeiten der 
Gesellschaft erweitern. Dem Vorstand soll vorbehaltlich der Zustimmung 
des Aufsichtsrats insbesondere bei Eintritt günstiger Kapitalmarktbe- 
dingungen der Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden  
flexiblen und zeitnahen Finanzierung eröffnet werden. 

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf  
die Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen zu (§ 221 Abs. 1 i. V. m. 
§ 186 Abs. 1 AktG). Um die Abwicklung zu erleichtern, soll von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, die Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium von 
Kreditinstituten mit der Verpflichtung abzugeben, den Aktionären die  
Anleihen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Be-
zugsrecht i. S. von § 186 Abs. 5 AktG). 
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Für diesen Fall eines vollständigen Ausschlusses des Bezugsrechts 
gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die dort geregelte Grenze für Be-
zugsrechtsausschlüsse von 10 % des Grundkapitals ist nach dem 
Beschlussinhalt einzuhalten. Danach kann von dieser Möglichkeit 
zum Bezugsrechtsausschluss nur für Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten auf Aktien mit einem 
anteiligen Betrag des Grundkapitals von maximal 10 % Gebrauch ge-
macht werden. Maßgeblich ist dabei der Betrag des Grundkapitals 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung und - falls 
dieser Betrag niedriger ist - zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
mächtigung. Dabei werden Aktien, die aufgrund einer Ermächtigung 
der Hauptversammlung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener 
Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG i. V. m. § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG wieder veräußert werden, sowie Aktien, die aus einem 
genehmigten Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, auf die vorgenannte 
10 %-Grenze angerechnet und vermindern diese entsprechend. 

Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich ferner, dass der Ausgabe- 
preis den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreiten darf. Hierdurch 
soll sichergestellt werden, dass eine nennenswerte wirtschaftliche 
Verwässerung des Wertes der Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher 
Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien Ausgabe von Wan-
del- bzw. Optionsanleihen eintritt, kann ermittelt werden, indem 
der hypothetische Börsenpreis der Wandel- bzw. Optionsanleihen 
nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden 
errechnet und mit dem Ausgabepreis verglichen wird. Liegt nach 
pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabepreis nur unwesentlich unter 
dem hypothetischen Börsenpreis zum Zeitpunkt der Begebung der 
Wandel- oder Optionsanleihen, ist nach dem Sinn und Zweck der  
Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrechtsausschluss 
wegen des nur unwesentlichen Abschlags zulässig. Der Beschluss 
sieht deshalb vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Wandel- bzw. 
Optionsanleihen nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung 
gelangen muss, dass der vorgesehene Ausgabepreis zu keiner nen-
nenswerten Verwässerung des Wertes der Aktien führt. Damit würde 
der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf beinahe Null  
sinken, so dass den Aktionären durch den Bezugsrechtausschluss 
kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. 

Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation für angemessen 
hält, sachkundigen Rat einzuholen, kann er sich der Unterstützung 
durch Experten bedienen. So können die die Emission begleiten-
den Konsortialbanken dem Vorstand in geeigneter Form versichern, 
dass eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien nicht 
zu erwarten ist. Auch durch ein unabhängiges Kreditinstitut oder ein-
en Sachverständigen kann dies bestätigt werden. Unabhängig von 
der Prüfung durch den Vorstand kann eine marktgerechte Festset- 
zung der Konditionen und damit die Vermeidung einer nennenswer-
ten Wertverwässerung im Falle der Durchführung eines Book- 
buildung-Verfahrens gewährleistet werden. Bei diesem Verfahren 
werden die Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen zwar zu 
einem festen Ausgabepreis angeboten; jedoch werden einzelne Be-
dingungen der Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen (z. B. 
Zinssatz und Wandlungs- bzw. Optionspreis) auf der Grundlage der 
von Investoren abgegebenen Kaufverträge festgelegt und so der Ge-
samtwert der Anleihe marktnah bestimmt. Dies stellt sicher, dass eine 

wesentliche Verwässerung des Wertes der Aktien durch den Bezugs-
rechtsausschluss nicht eintritt.

Darüber hinaus haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil 
am Grundkapital der Gesellschaft auch nach Ausübung von Wand-
lungs- oder Optionsrechten jederzeit durch Zukäufe von Aktien 
über die Börse aufrecht zu erhalten. Demgegenüber ermöglicht die 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss der Gesellschaft mark-
tnahe Konditionsfestsetzung, größtmögliche Sicherheit hinsichtlich 
der Platzierung bei Dritten und die kurzfristige Ausnutzung günstiger 
Marktsituationen.

Die Ermächtigung sieht vor, dass für den Wandlungs- bzw. Optionspreis 
eine bestimmte Berechnungsgrundlage bezüglich des Mindestausgabe-
betrages vorgegeben wird. Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder 
Optionspreis für eine Aktie muss mindestens 80% des durchschnittlichen 
Schlusskurses der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel der Frank-
furter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem 
an den letzten zehn Börsentagen vor dem Tag der Beschlussfassung 
durch den Vorstand über die Ausgabe der Wandel- oder Optionsschuld- 
verschreibungen oder - für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts -  
mindestens 80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der 
Gesellschaft im Xetra-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in 
einem entsprechenden Nachfolgesystem in dem Zeitraum vom Beginn 
der Bezugsfrist bis einschließlich des Tages vor der Bekanntmachung  
der endgültigen Festlegung der Konditionen gemäß § 186 Abs. 2 AktG 
betragen. Abweichend hiervon kann der Wandlungs- bzw. Optionspreis  
in den Fällen einer Wandlungs- oder Optionspflicht dem durchschnitt-
lichen Schlusskurs der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel der 
Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolge-
system während der zehn Börsentage vor oder nach dem Tag der End-
fälligkeit entsprechen, auch wenn dieser Durchschnittskurs unterhalb des 
oben genannten Mindestwandlungs- oder Optionspreises (80 %) liegt.  
§ 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt. Durch die Festlegung dieses Mindest- 
betrages sollen einerseits die Aktionäre vor einer Verwässerung ihrer Be-
teiligung geschützt werden, andererseits aber der Vorstand hinreichend 
Flexibilität für eine optimale Platzierung der Schuldverschreibung am 
Markt erhalten.

Derzeit bestehen keine konkreten Pläne für die Ausübung der Ermäch-
tigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen. Vorratsbeschlüsse wie 
der vorliegende, die die Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss vorse-
hen, sind national und international üblich. Der Vorstand wird in jedem Fall 
sorgfältig prüfen, ob die Ausübung der Ermächtigung und insbesondere 
ein Ausschluss des Bezugsrechts im Interesse der Gesellschaft liegen. 
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Hinweise der Gesellschaft

Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimm-
rechts sind gemäß § 21 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft diejenigen 
Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung unter Vorlage 
eines Berechtigungsnachweises nach § 21 Abs. 2 der Satzung angemel-
det haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der folgenden 
Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse in Textform (§ 126b BGB) 
in deutscher oder englischer Sprache mindestens sechs Tage vor der 
Hauptversammlung, demnach bis spätestens Donnerstag, 6. Juni 2019, 
24:00 Uhr (MESZ), zugehen.

Coreo AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906 33
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Die Aktionäre müssen gemäß § 21 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft 
die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts nachweisen. Hierfür ist ein in Textform (§ 126b 
BGB) in deutscher oder englischer Sprache erstellter Nachweis des  
Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut erforderlich. Der Nach-
weis muss sich auf den hierzu für börsennotierte Gesellschaften gesetz-
lich bestimmten Zeitpunkt, demnach auf Donnerstag, den 23. Mai 2019, 
00:00 Uhr (MESZ), beziehen und der Gesellschaft unter der vorstehen-
den Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse mindestens sechs 
Tage vor der Hauptversammlung, demnach bis spätestens Donnerstag, 
den 6. Juni 2019, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. In Bezug auf solche  
Aktien, die zum maßgeblichen Zeitpunkt nicht in einem bei einem  
Kreditinstitut geführten Aktiendepot verwahrt werden, kann die Beschei-
nigung auch von der Gesellschaft, einem Notar, einer Wertpapiersammel-
bank oder einem Kreditinstitut innerhalb der Europäischen Union ausge-
stellt werden.

Verfahren für die Stimmabgabe/Stimmrechtsvertretung

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch 
einen Bevollmächtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsver-
einigung oder eine andere Person seiner Wahl ausüben lassen. Auch im 
Fall einer Bevollmächtigung ist ein fristgerechter Zugang der Anmeldung 
unter Vorlage eines Berechtigungsnachweises nach den vorstehenden 
Bestimmungen erforderlich. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine 
Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurück-
weisen.

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. 

Weitere Informationen zur Stimmrechtsvertretung sowie entsprechen-
de Formulare, die für die Erteilung einer Vollmacht und ggf. Weisungen 
verwendet werden können, erhalten die Aktionäre zusammen mit der 
Eintrittskarte, welche nach dem oben beschriebenen fristgerechten Zu-

gang der Anmeldung unter Vorlage eines Berechtigungsnachweises  
zugeschickt wird, und stehen auch unter 

http://www.coreo.de unter der Rubrik „Investoren“ 
und weiter „Hauptversammlung“

zum Download zur Verfügung.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären in der Zeit vor der 
Hauptversammlung, die gemäß § 126 bzw. § 127 AktG zugänglich ge-
macht werden sollen, sind an die nachstehende Adresse, Telefax-Num-
mer oder E-Mail-Adresse zu richten:

Coreo AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906 66
E-Mail: antraege@better-orange.de

Zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge von  
Aktionären sowie etwaige Stellungnahmen der Verwaltung hierzu werden 
unter der Internetadresse

http://www.coreo.de unter der Rubrik „Investoren“ 
und weiter „Hauptversammlung“

veröffentlicht.

Hinweis zum Datenschutz

Der Schutz Ihrer Daten und deren rechtskonforme Verarbeitung ha-
ben für uns einen hohen Stellenwert. In unseren Datenschutzhinweisen  
haben wir alle Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten 
unserer Aktionäre übersichtlich und kompakt zusammengefasst. Unsere 
Datenschutzhinweise stehen auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
der Internetadresse

http://www.coreo.de unter der Rubrik „Investoren“ 
und weiter „Hauptversammlung“

zur Einsicht und zum Download zur Verfügung.

Frankfurt am Main, im Mai 2019

Coreo AG
Der Vorstand



Verkehrsanbindung

Mit öffentlichen Verkehrsmitteln

Vom Hauptbahnhof (Tiefebene) mit der U5 in Richtung Preungesheim 
bis Haltestelle "Deutsche Nationalbibliothek". Fahrzeit etwa 10 Minuten.

Vom Flughafen (Regionalbahnhof) mit der S 8 oder S 9 in Richtung 
Hanau bzw. Offenbach Ost bis Haltestelle "Konstablerwache". 
Umsteigen in die U5 in Richtung Preungesheim bis Haltestelle "Deutsche 
Nationalbibliothek". Fahrzeit etwa 30 Minuten.

Die Bushaltestelle "Deutsche Nationalbibliothek" wird von der Linie 32 
angefahren.

Mit dem PKW

A 66 bis zum Autobahnende Miquelallee und der Beschilderung Fulda /  
Hanau folgen; an der dritten Kreuzung rechts in die Eckenheimer 
Landstraße Richtung Stadtmitte abbiegen; der Beschilderung folgend 
rechts in die Tiefgarage fahren (kostenpflichtig).

A 661 bis zur Ausfahrt Eckenheim, dort Richtung Innenstadt / Eckenheim 
einordnen und geradeaus bis zur 3. großen Ampelkreuzung fahren und 
diese überqueren. Am Gebäude der Deutschen Nationalbibliothek befin-
det sich nach ca. 100 Metern rechts die Einfahrt in die Tiefgarage. 

Die Deutsche Nationalbibliothek in Frankfurt am Main verfügt über eine 
Tiefgarage mit 100 PKW-Stellplätzen (1. UG) für Bibliotheksbesucherinnen 
und -besucher. 

Deutsche 
Nationalbibliothek

Coreo AG
Grüneburgweg 18
D-60322 Frankfurt am Main


